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ABSTRACT 
 

Kombilöhne und Mindestlöhne als Instrumente der 
Beschäftigungspolitik – Erfahrungen und Handlungsoptionen 

 
Das Papier vergleicht die Wirkung unterschiedlicher Kombinationen von Mindest- und 
Kombilöhnen auf die Beschäftigung von Geringqualifizierten und Langzeitarbeitslosen in 
ausgewählten Ländern. Bezogen auf die gegenwärtige Diskussion in Deutschland plädiert es 
für Zurückhaltung bei der Festlegung zusätzlicher Mindestlohnbestimmungen und gegen eine 
Ausweitung von Kombilöhnen bei gegebenem Sicherungsniveau. Besser wäre eine 
konsequente Aktivierung nach der Grundkonzeption von Hartz IV.  
  
The paper reviews national and international experiences with different combinations of in-
work benefits, subsidized employment, statutory minimum wages and implicit minimum 
wages defined by social assistance provisions. It calls for a cautious approach regarding the 
introduction of additional minimum wages in Germany and more generous in-work benefits 
combined with an unchanged level of social assistance. 
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Zusammenfassung 

 

Die gegenwärtige Diskussion über die Festlegung von Mindestlöhnen 
und die Einführung zusätzlicher Kombilöhne in Deutschland kann von 
der Kenntnis der Erfahrungen mit diesen Instrumenten in anderen 
Staaten, aber auch den vorliegenden Erkenntnissen über die Wir-
kungsweise von Kombi- und Mindestlöhnen in Deutschland profitieren. 

Die Arbeitsmarktintegration von Geringqualifizierten und Langzeitar-
beitslosen wird maßgeblich von der Höhe der Mindestlöhne und der 
Ausgestaltung von Arbeitsanreizen bzw. Anreizen zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen im Niedriglohnbereich durch Kombilöhne beeinflusst. 
Dabei steht das angelsächsische Modell (USA und Großbritannien) 
niedriger Mindestlöhne und Sicherungsleistungen in Verbindung mit 
großzügigen Steuergutschriften für Geringverdiener für einen Ansatz, 
der dank hoher Lohnflexibilität Einstiegsmöglichkeiten für Personen mit 
begrenzten Verdienstpotenzial bietet. Kontinentaleuropäische Staaten 
wie etwa Frankreich und die Niederlande weisen höhere Mindestlöhne 
und Sicherungsleistungen sowie erhebliche Abgabenlasten auf. Sie ha-
ben angesichts eingeschränkter Lohnflexibilität zur gezielten Senkun-
gen der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung für Beschäftigte im 
Niedriglohnbereich gegriffen und kleinere Steuergutschriften eingeführt 
– mit jedoch eher mäßigem Erfolg.  

In Deutschland wird die Lohnspreizung durch tarifliche Vereinbarungen 
mit nach wie vor großer Reichweite sowie den impliziten Mindestlohn 
der Grundsicherung für Arbeitssuchende begrenzt. Gleichzeitig beste-
hen innerhalb der Grundsicherung und der Arbeitsmarktpolitik sowohl 
befristete als auch unbefristete Kombilöhne. Um die Arbeitsmarktinteg-
ration von Personen mit geringem Verdienstpotenzial zu unterstützen, 
wie dies mit Hartz IV angestrebt wird, sollte auf die Festlegung eines 
hohen Mindestlohnes oder die verbindliche Festschreibung der jeweils 
niedrigsten Tarifgruppen verzichtet werden. Allenfalls ein Mindestlohn 
in Höhe der Grundsicherung erscheint vertretbar.  

Im Bereich der Kombilöhne ist ebenfalls Zurückhaltung zu üben. Ins-
besondere muss darauf geachtet werden, dass Kombilöhne nicht zur 
dauerhaften Kombination von Teilzeitarbeit mit fortgesetztem Trans-
ferbezug genutzt werden. Hier könnte die konsequente Durchsetzung 
des in Hartz IV angelegten Prinzips der Verpflichtung von Transferbe-
ziehern zur Gegenleistung durch Arbeit in Vollzeit genutzt werden. Dies 
würde die Bereitschaft zur Aufnahme einer gering entlohnten Tätigkeit 
verstärken, ohne dass hierzu zusätzliche Kombilöhne erforderlich wä-
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ren. Wirksame Kombilöhne sind, das zeigen die angelsächsischen Er-
fahrungen, nur machbar und sinnvoll, wenn das Niveau der sozialen 
Grundsicherung abgesenkt wird. Möchte man dies nicht, so ist eine 
konsequent aktivierende Arbeitsmarktpolitik erforderlich.  

Beschäftigungspolitisch sollte bei der Diskussion über Kombi- und Min-
destlöhne im Auge behalten werden, dass es hierbei um eine grund-
sätzliche Entscheidung zwischen vier Alternativen geht:  

1. Die Erwerbsintegration der Geringqualifizierten kann verbessert, 
Langzeitarbeitslosigkeit abgebaut werden, wenn eine strikte Aktivie-
rungsstrategie umgesetzt wird. Nach angelsächsischem Modell wür-
de das die flächendeckende Durchsetzung des Prinzips der Gegen-
leistung durch Arbeit beim Transferbezug, eine substantielle Sen-
kung des Niveaus der sozialen Mindestsicherung und die Öffnung 
der Lohnstruktur nach unten bedeuten, das heißt eine größere 
Spreizung der Löhne. Dies könnte dann mit großzügigen Kombilöh-
nen verbunden werden, um „Armut in Arbeit“ zu lindern. Ein mode-
rater Mindestlohn würde in einem solchen System dafür sorgen, 
dass die Löhne nicht zu weit absinken, und helfen, den Aufwand der 
staatlichen Leistungen für Geringverdiener zu begrenzen. Öffentli-
che Ressourcen können bei den Transferleistungen eingespart wer-
den, bleiben aber für die dauerhafte Aufstockung der niedrigen Ver-
dienste erforderlich.  

2. Wird die soziale Mindestsicherung auf einem anspruchsvollen Ni-
veau beibehalten und die Lohnspreizung über tarifliche, gesetzliche 
oder implizite Mindestlöhne des Transfersystems begrenzt, so kann 
versucht werden, die Arbeitsmarktintegration von Geringqualifizier-
ten und Langzeitarbeitslosen ähnlich wie in Frankreich oder den 
Niederlanden über die Bezuschussung von Sozialversicherungsbei-
trägen der Arbeitgeber (oder andere arbeitgeberseitige Subventio-
nen) zu verbessern. Ergänzend kann eine Aufstockung geringer 
Verdienste vorgenommen werden, die jedoch angesichts des hohen 
Niveaus der Mindestsicherung weniger großzügig ausfallen muss, 
um finanzierbar zu bleiben. Die Wirkung einer solchen Strategie ist 
bescheiden und mit erheblichem Ressourcenaufwand verbunden.    

3. Es kann auch eine Strategie der Alimentierung von Langzeitarbeits-
losen und Geringqualifizierten mit vergleichsweise großzügiger Min-
destabsicherung ohne effektive Aktivierung fortgeführt werden, wie 
dies vor Hartz IV der Fall war und in der Praxis noch immer beo-
bachtet werden kann. Dies ist mit einer geringen oder nur partiellen 
Erwerbsintegration von Personen mit geringem Verdienstpotenzial 
verbunden, etwa über Hinzuverdienst und den Bezug aufstockender 
Transferleistungen. Dabei fallen erhebliche öffentliche Ausgaben an. 
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Die Festlegung höherer Mindestlöhne würde hier zusätzlich hem-
mend kontraproduktiv wirken. Die Gewährung zusätzlicher breit an-
gelegter oder zielgruppenorienter Kombilöhne hilft in einem solchen 
Kontext nicht weiter.  

4. Schließlich kann die konsequente Implementation von Hartz IV 
durch die Gewährung von Sicherungsleistungen nur noch gegen die 
Bereitschaft zur Erwerbstätigkeit in Vollzeit vorgetrieben werden. 
Dies setzt die Möglichkeit von Löhnen knapp oberhalb der Mindest-
sicherung voraus, stellt aber deren Höhe nicht in Frage und bedarf 
keiner zusätzlichen Kombilöhne und allenfalls eines sehr moderaten 
Mindestlohnes. Zwar sind für die Aktivierung anfänglich öffentliche 
Arbeitsgelegenheiten erforderlich, doch werden diese nur für einen 
geringen Teil der Transferbezieher dauerhaft notwendig bleiben. 
Soll also das Niveau der sozialen Grundsicherung beibehalten wer-
den und gleichzeitig die Arbeitsmarktintegration der Transferbezie-
her deutlich verbessert werden, wird eine konsequente Aktivierung 
unentbehrlich. 
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1 Einleitung 

 

Die Regierungskoalition hat angekündigt, noch in diesem Jahr über die 
Einführung von Mindest- und Kombilöhnen in Deutschland zu entschei-
den. Hintergrund dieser Überlegungen ist die nach wie vor unbefriedi-
gende Situation auf dem Arbeitsmarkt. Insbesondere Langzeitarbeits-
lose und Geringqualifizierte haben in Deutschland nur geringe Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt. Hier soll ein Kombilohn stärkere Anreize auf 
Seiten der Transferbezieher schaffen, eine Arbeit auch im gering ent-
lohnten Bereich aufzunehmen, und auf Seiten des Arbeitgebers die Ar-
beitskosten vermindern, um das Angebot an Arbeitsplätzen in diesem 
Bereich zu erhöhen. Gleichzeitig soll ein verbindlicher Mindestlohn ver-
hindern, dass die Beschäftigung zu sehr niedrigen Löhnen zunimmt 
und Löhne im Zuge der Ausweitung von Kombilöhnen auf Kosten des 
Staates gesenkt werden. Schließlich sollen Mindestlöhne auch verhin-
dern, dass ausländische Dienstleistungsanbieter das Entlohnungsni-
veau in Deutschland unterbieten und inländische Arbeitsplätze gefähr-
den.  

 

2 Gestaltung und Wirkungsweise von Mindest- und Kombilöh-
nen 

 

Die zu erwartenden Wirkungen von Mindest- und Kombilöhnen hängen 
von deren konkreter Ausgestaltung ab. Mindestlöhne können gesetzlich 
festgelegt oder über Tarifverträge mit Bindungskraft für alle Arbeitge-
ber und Beschäftigten definiert werden. Auch Tarifverträge, die auf-
grund hoher Organisationsgrade auf Seiten der Arbeitnehmer oder der 
Arbeitgeber faktisch eine weitreichende Anwendung erfahren, sind als 
effektive Mindestlöhne anzusehen. Daneben stellen die Leistungen der 
Grundsicherung für erwerbsfähige Personen implizite Mindestlöhne dar, 
unterhalb derer keine Vollzeitbeschäftigung zustande kommt.  

Entscheidend für die Bewertung der Beschäftigungswirkungen ist die 
Höhe der Mindestlöhne im Vergleich zu den durchschnittlichen Ver-
diensten verschiedener Branchen. Während bei Mindestlöhnen auf ge-
setzlicher Basis Ausnahmen in der Regel für Auszubildende, Berufsein-
steiger und Neueinstellungen vorgenommen werden, ansonsten aber 
landesweit einheitliche Standards gelten, divergieren tarifliche Min-
destlöhne nach Sektoren und zum Teil nach Regionen. Nationale Min-
destlohnsysteme unterscheiden sich schließlich auch danach, in wel-
chen Abständen Anpassungen erfolgen und welche Akteure darüber 
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entscheiden: die Regierungen allein, die Regierung nach Konsultation 
von Kommissionen unter Beteiligung der Tarifpartner oder die Tarif-
partner selbst, deren Vereinbarungen allgemeine Verbindlichkeit erlan-
gen (EIRO 2005, Ragacs 2003, Funk/Lesch 2006).  

Verbindliche Mindestlöhne bewirken, dass Beschäftigungsverhältnisse 
unterhalb der fixierten Lohnhöhe im regulären Arbeitsmarkt nicht zu-
stande kommen können, soweit die Mindestlöhne effektiv durchgesetzt 
werden. Dies kann zur Ersetzung von Arbeit durch Kapital, zur Verla-
gerung in Schwarzarbeit oder in den Bereich selbständiger Tätigkeiten 
führen, bei denen der Mindestlohn keine Anwendung findet. Mindest-
löhne stellen damit eine Begrenzung der Lohnspreizung nach unten 
dar. Dies kann die Beschäftigungsmöglichkeiten von jugendlichen Be-
rufsanfängern, Personen mit geringer Qualifikation oder nach langen 
Phasen der Arbeitslosigkeit beeinträchtigen, da diese auf Arbeitsgele-
genheiten mit geringer Entlohnung angewiesen sind. Fallen solche Op-
tionen aufgrund der Festlegung oder Erhöhung von Mindestlöhnen 
weg, so entsteht tendenziell mehr Arbeitslosigkeit im Bereich der Ge-
ringqualifizierten (Dolado et al. 2000). Mindestlöhne können darüber 
hinaus zur Kompression von Löhnen im mittleren und hohen Bereich 
und dort zu Beschäftigungsverlusten führen.  

Mögliche positive Effekte von  Mindestlöhnen werden in zweierlei Hin-
sicht erwartet: Einerseits sollen Mindestlöhne als primär sozialpoliti-
sche Intervention zur Stabilisierung von Verdiensten im unteren Be-
reich beitragen und „Armut in Arbeit“ lindern, ohne dass hierzu staatli-
che Umverteilungsmaßnahmen über Steuern und Transfers erforderlich 
sind. Höhere Mindestlöhne können auch zur Ausweitung des Arbeits-
angebots beitragen, wenn Erwerbstätigkeit dank höherer Entlohnung 
lohnender wird. Gleichzeitig soll ein Mindestlohn in relevanter Höhe 
dem Arbeitgeber Anreize zur Steigerung von Qualifikation und Produk-
tivität der zum Mindestlohn Beschäftigten bieten. Andererseits kann 
ein verbindlicher Mindestlohn verhindern, dass bei Existenz eines 
Grundsicherungssystems sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer auf eine 
sehr niedrige Entlohnung verständigen, welche dann über die staatli-
che Grundsicherung aufgestockt werden.  

Kombilöhne lassen sich ebenfalls unterschiedlich gestalten. Hier ist zu-
nächst zwischen arbeitgeberseitigen und arbeitnehmerseitigen Ansät-
zen zu unterscheiden. Arbeitgeberseitige Kombilöhne sind als Lohnkos-
ten- oder Eingliederungszuschüsse zu verstehen, können aber auch  
als Zuschuss zu den Arbeitgeberbeiträgen der Sozialversicherung ge-
währt werden. Arbeitnehmerseitige Kombilöhne können eine Aufsto-
ckung des Nettoverdienstes im Niedriglohnbereich durch direkte staat-
liche Transfers, Steuergutschriften oder die Verminderung der Abga-
benlast umfassen, nicht zuletzt aber auch Hinzuverdienstmöglichkeiten 
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im Transferbezug. Arbeitgeberseitige und arbeitnehmerseitige Kombi-
löhne sind jedoch in dem Maße äquivalent, wie die jeweiligen Zuschüs-
se durch eine Anpassung des Bruttolohnes weitergegeben werden 
können. So können etwa arbeitnehmerseitige Zuschüsse zu niedrige-
ren Bruttolöhnen führen, arbeitgeberseitige Zuschüsse nicht allein zu 
niedrigeren Bruttoarbeitskosten, sondern auch zu höheren Nettover-
diensten. Bei flexiblen Bruttolöhnen sind arbeitnehmerseitige und ar-
beitgeberseitige Kombilöhne prinzipiell gleichartig. Beide Elemente sind 
nur bei starren Bruttolöhnen, etwa bei verbindlichen Mindestlöhnen, 
getrennt zu bewerten. Zentral ist weiterhin die Unterscheidung zwi-
schen befristeten und unbefristeten sowie zwischen zielgruppenorien-
tierten und allgemeinen Kombilöhnen, die allen Erwerbstätigen offen 
stehen. Schließlich ist zu unterscheiden, ob Kombilöhne am individuel-
len Verdienst ansetzen, also niedrige Löhne ergänzen, oder am Haus-
haltseinkommen, d.h. Haushalte mit insgesamt niedrigem Einkommen 
begünstigen. Daneben ist zwischen Kombilöhnen auf Basis von Stun-
denlöhnen und solchen mit Bezug auf Monats- oder Jahresverdienste 
bzw. -einkommen zu unterscheiden.   

Die Gewährung von Kombilöhnen kann unter sonst gleichen Bedingun-
gen zur Stärkung der Arbeitsnachfrage beitragen, wenn daraus niedri-
gere Arbeitskosten der Arbeitgeber resultieren. Zugewinne der Er-
werbstätigen bzw. der Transferbezieher beim Nettoverdienst aus Er-
werbsarbeit können unterschiedliche Effekte zeitigen. Ein höherer Ver-
dienst kann einerseits zu stärkerem Arbeitsangebot beitragen, also zur 
Aufnahme einer Arbeit oder zur Ausweitung der Arbeitszeit, da sich Ar-
beit mehr lohnt als ohne Kombilohn (Substitutionseffekt). Andererseits 
kann dies auch zur Verminderung des Arbeitsangebots führen (Ein-
kommenseffekt), wenn sich ein angestrebtes Einkommen mit weniger 
Arbeitseinsatz realisieren lässt. Solchen Ansätzen wohnte damit ein 
Anreiz zur Teilzeitarbeit und zur Kombination von Transfer- und Ar-
beitseinkommen inne. Neben der Steigerung von Arbeitsangebot und 
Arbeitsnachfrage haben Kombilöhne mit Bezug auf das Haushaltsein-
kommen in der Regel auch das Ziel, „Armut in Arbeit“ zu vermindern, 
das heißt bei einer Erwerbstätigkeit mit niedriger Entlohnung für ein 
Gesamteinkommen zu sorgen, welches ein anerkanntes Minimum er-
reicht.  

Die Unterscheidung zwischen befristeten und unbefristeten Kombilöh-
nen ist von systematischer Bedeutung, da bei befristeten Zuschüssen 
davon ausgegangen wird, dass das Beschäftigungsverhältnis nur zu 
Beginn bezuschusst werden muss, um anfängliche Einstellungshinder-
nisse bei bestimmten Zielgruppen der Arbeitsmarktpolitik zu überwin-
den, später aber eine zuschussfreie Erwerbstätigkeit möglich ist. Nach 
Auslaufen der Befristung besteht jedoch das Risiko, dass sich keine 
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unsubventionierte Beschäftigung anschließt, sondern andere zuschuss-
berechtigte Arbeitskräfte eingestellt werden (Drehtüreffekt). Schließ-
lich können auch Mitnahmeeffekte auftreten, welche darin bestehen, 
dass Arbeitsverhältnisse bezuschusst werden, die auch ohne Kombi-
lohn zustande gekommen wären. Dieses Phänomen kann auch bei un-
befristeten Kombilöhnen auftreten. Hier wird von einem dauerhaften 
Zuschussbedarf ausgegangen, da nicht unterstellt wird, dass der För-
derbereich in einem abgrenzbaren Zeitraum regelmäßig durch einen 
Anstieg der Entlohnung nach oben verlassen wird. Bei unbefristeten 
Kombilöhnen besteht jedoch das Problem, dass auch Beschäftigte von 
der Bezuschussung profitieren werden, die bereits im geförderten Be-
reich tätig sind. Damit steht den geförderten neuen Arbeitsverhältnis-
sen tendenziell eine größere Zahl bereits erwerbstätiger Personen ge-
genüber, die ebenfalls bezuschusst werden. Soll die Transferentzugsra-
te, d.h. der Satz mit dem zusätzlicher Verdienst auf die Bezuschussung 
angerechnet wird, nicht zu hoch sein, so führt dies zur Förderung eines 
erheblichen Bestandes an Personen mit niedrigerem bis mittlerem Ver-
dienst oder Einkommen, ohne dass hier zusätzliche Beschäftigung er-
reicht wird. Vielmehr kann es hier zur Verminderung des Arbeitsange-
bots kommen. Dies macht solche Kombilöhne vor allem dann teuer, 
wenn sie mit einem hohen Niveau der sozialen Mindestsicherung kom-
biniert werden.   

 

3 Erfahrungen mit Mindest- und Kombilöhnen im internationa-
len Vergleich 

 

Die empirische Analyse von Mindest- und Kombilöhnen kann sich zu-
nächst auf Erfahrungen mit diesen Instrumenten in anderen Staaten 
stützen. Dabei sind zum einen Wechselwirkungen zwischen Mindest- 
und Kombilöhnen und zum anderen die Beziehungen zu anderen zent-
ralen Institutionen des Arbeitsmarktes wie der Steuer- und Abgaben-
belastung, dem Niveau der sozialen Grundsicherung oder der aktiven 
bzw. aktivierenden Arbeitsmarktpolitik zu berücksichtigen (Neu-
mark/Wascher 2004). Dies kann dabei helfen, die mehrdeutigen empi-
rischen Befunde zur Wirkung von Mindestlöhnen und Kombilöhnen zu 
systematisieren. So sind die Beschäftigungswirkungen von Mindestlöh-
nen nicht so eindeutig nachgewiesen, wie dies die ökonomische Dis-
kussion erwarten ließe (vgl. hierzu etwa Dolado et al. 2000, Ragacs 
2003, Lesch 2004, Funk/Lesch 2006). Die Empirie ist durchaus wider-
sprüchlich, was zum Teil mit methodologischen Schwierigkeiten und 
Datenproblemen zusammenhängt, zum Teil aber auch mit der be-
grenzten praktischen Relevanz von Mindestlöhnen. Ebenso wenig kann 
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ein generelles Urteil über Kosten und Nutzen von Kombilöhnen unter-
schiedlichen Zuschnitts im jeweiligen Kontext gefällt werden. Es bietet 
sich deshalb an, das Zusammenwirken von Mindest- und Kombilöhnen 
anhand von zwei Gruppen von Staaten zu untersuchen: angelsächsi-
sche und kontinentaleuropäische Staaten (vgl. hierzu Tabellen 1 und 2 
sowie Funk/Lesch 2006 und Regnard 2005 zu Mindestlöhnen, Kalten-
born/Knerr 2006 sowie Kaltenborn et al. 2006 zu Kombilöhnen).  

 

3.1 Angelsächsische Länder: Niedrige Mindestlöhne, großzügige Kom-
bilöhne 

 

In den angelsächsischen Ländern wie etwa den USA oder Großbritan-
nien sind niedrige bis moderate gesetzliche Mindestlöhne mit der Ge-
währung großzügiger arbeitnehmerseitiger Kombilöhne in Gestalt von 
Steuergutschriften verbunden. Diese Staaten weisen gleichzeitig ein 
bescheidenes Niveau der Grundsicherung für erwerbsfähige, jedoch 
nicht erwerbstätige Personen sowie eine mäßige Belastung mit Steuern 
und Abgaben auf.  

In den USA hat angesichts des niedrigen Niveaus der nationalen und 
bundesstaatlichen Mindestlöhne in Höhe von etwa einem Drittel des 
Durchschnittsverdienstes sowie der mageren sozialen Grundsicherung 
mit auf fünf Lebensjahre begrenzter Familienbeihilfe („Temporary As-
sistance for Needy Families“) der schrittweise Ausbau von „in-work be-
nefits“, also der Aufstockung niedriger Verdienste durch staatliche Zu-
schüsse, im Kontext einer strikt aktivierenden Arbeitsmarktpolitik eine 
große Bedeutung erlangt. Die „Earned Income Tax Credits“ wirken auf 
die Erwerbstätigkeit bislang nicht-erwerbstätiger Personen, vor allem 
von Alleinerziehenden, stark positiv, führen jedoch mittelbar auch zur 
Verringerung des Arbeitsangebots eines möglichen zweiten Verdieners 
in einem Paarhaushalt, insbesondere von verheirateten Frauen mit er-
werbstätigem Partner (Eissa/Hoynes 2005). Zwar gehen Nichterwerbs-
tätigkeit bzw. Transferbezug zurück, doch bedeutet dies nicht, dass die 
Gewährung der Steuergutschriften sich vollständig aus den Einsparun-
gen bei den Transfers finanzieren ließe. Die Gewährung von Steuer-
gutschriften hat in einem solchen System auch eine sozialpolitische 
Funktion bei der Bekämpfung von Armut aufgrund von Erwerbslosig-
keit, aber auch von Armut in Arbeit mit geringer Entlohnung („working 
poor“). Dies rechtfertigt die entsprechenden Ausgaben. In einem Sys-
tem mit niedriger Abgabenbelastung, geringen Mindestlöhnen und ma-
geren sozialen Sicherungsleistungen ist gleichzeitig die Lohnspreizung 
ausreichend groß, um bei der Mobilisierung des Arbeitsangebots über 
eine aktivierende Arbeitsmarktpolitik auch entsprechende Beschäfti-
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gungsmöglichkeiten entstehen zu lassen. Die von einer viel beachteten 
Analyse der Fast-Food-Industrie identifizierten leicht positiven Beschäf-
tigungseffekte einer signifikanten Erhöhung des Mindestlohnes 
(Card/Krueger 1994) konnten in einer Replikationsstudie nicht bestä-
tigt werden (Neumark/Wascher 2000).  

Ähnliche Erfahrungen lassen sich auch aus Großbritannien berichten. 
Dort wurden von „New Labour“ im Rahmen einer Politik des „Making 
Work Pay“ bescheidene Transferleistungen für Langzeitarbeitslose ab 
1999 schrittweise um großzügige Steuergutschriften bei Aufnahme ei-
ner gering entlohnten Tätigkeit ergänzt. Dies galt zunächst nur für 
Familien mit Kindern („Working Families’ Tax Credit“), seit 2003 aber 
auch für Alleinstehende („Working Tax Credit“). Für Erwerbstätige mit 
Kindern greifen zusätzliche Leistungen zur Existenzsicherung von Kin-
dern („Child Tax Credit“) und für die Kinderbetreuung. Geringverdiener 
mit Kindern stehen im Mittelpunkt dieser Strategie. Auch hier zeigen 
sich signifikant positive Effekte auf die Arbeitsaufnahme des ersten 
bzw. einzigen Verdieners in einem Haushalt, insbesondere bei Alleiner-
ziehenden, während bei einem erwerbstätigen Partner das Arbeitsan-
gebot des zweiten Verdieners tendenziell zurückgeht (Blundell/Hoynes 
2001, Blundell/Brewer/Shephard 2005). Die Steuergutschriften sind 
Teil einer strikt aktivierenden Arbeitsmarktpolitik mit obligatorischen 
Angeboten für Arbeitslose („New Deal“).  

Die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes auf zunächst sehr 
moderatem Niveau im Jahr 1999 wirkte jedoch nicht negativ auf die 
Erwerbsintegration vormaliger Transferbezieher. Vielmehr verhindert 
der Mindestlohn in Großbritannien wie auch in den USA ein weiteres 
Absinken der Löhne mit entsprechend zunehmendem Zuschussbedarf 
des Staates für Niedriglohnbeschäftigte. Aufgrund der moderaten Fest-
setzung zu Beginn zeigten sich keine dämpfenden Effekte des Mindest-
lohnes auf die Lohnspreizung (Dickens/Manning 2002), während die 
Beschäftigungseffekte empirisch nicht eindeutig geklärt sind (Ma-
chin/Manning/Rahman 2003, Stewart 2004). Zwischen 1999 und 2005 
ist der britische Mindestlohn um rund 38% angehoben worden, so dass 
er nun nicht mehr bei einem Drittel, sondern bei rund 40% des Durch-
schnittsverdienstes liegt. Mögliche negative Wirkungen dieser starken 
Erhöhung auf die Beschäftigung wurden von der dynamischen Wirt-
schaftsentwicklung und den damit verbundenen Lohnsteigerungen ü-
berlagert. Einführung und Erhöhung eines Mindestlohnes hängen nicht 
nur vom institutionellen, sondern auch vom ökonomischen Kontext ab.  

Insgesamt erreichen die angelsächsischen Systeme mit niedrigen Min-
destlöhnen, bescheidener Grundsicherung und ausgebauten Kombilöh-
nen dank hoher Lohnflexibilität einen hohen Grad der Erwerbstätigkeit 
auch von Geringqualifizierten. In diesen Systemen ist aufgrund gerin-
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ger Transferleistungen und der Verfügbarkeit von Einstiegsmöglichkei-
ten in Beschäftigung auch Langzeitarbeitslosigkeit kein gravierendes 
Problem. Allerdings fallen für die Steuergutschriften erhebliche öffentli-
che Aufwendungen an.  

 

3.2 Kontinentaleuropa: Hohe Mindestlöhne, Abgabenentlastungen und 
begrenzte Kombilöhne 

 

Grundsätzlich anders sind die Systeme von Mindestlöhnen und Kombi-
löhnen in Kontinentaleuropa ausgestaltet. Länder wie Frankreich, Bel-
gien oder die Niederlande besitzen höhere gesetzliche Mindestlöhne 
von etwa 50% des Durchschnittsverdienstes und großzügigere Leis-
tungen der Grundsicherung als die angelsächsischen Staaten und wei-
sen eine wesentliche höhere Belastung des Faktors Arbeit mit Steuern 
und Abgaben auf. Durch höhere Anspruchslöhne wird die Lohnsprei-
zung stärker beschränkt als in den USA oder Großbritannien. Die Ar-
beitskosten auf dem Niveau des Mindestlohnes liegen aufgrund der 
hohen Arbeitsbelastung deutlich höher als der Bruttobetrag des Min-
destlohnes. Dies behindert die Erwerbsintegration von gering qualifi-
zierten Personen und erhöht tendenziell das Risiko von Langzeitar-
beitslosigkeit. Sofern jedoch weder die Mindestsicherung noch die Min-
destlöhne verändert werden, müssen diese Systeme zu anderen Maß-
nahmen greifen, um die Erwerbsintegration von Langzeitarbeitslosen 
bzw. Geringqualifizierten zu erhöhen.  

Es lassen sich im Wesentlichen zwei Elemente beobachten: Einerseits 
wurden vor allem in Frankreich und den Niederlanden die Sozialabga-
ben für neu begründete, teilweise auch für bestehende Beschäfti-
gungsverhältnisse im Niedriglohnbereich gesenkt. So wurden in Frank-
reich ab 1993 die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung für Ge-
ringverdiener gesenkt, wobei diese Entlastung bei höheren Verdiensten 
degressiv auslief. Dies wurde in den Folgejahren, insbesondere 
1995/96 und im Zuge der gesetzlichen Arbeitszeitverkürzung auf 35 
Stunden pro Woche mehrfach ausgeweitet. Derzeit gilt eine degressive 
Entlastung bis zum 1,6-fachen des Mindestlohnes. Bei Beschäftigung in 
Höhe des Mindestlohnes SMIC bedeutete dies eine Verminderung der 
Bruttoarbeitskosten um 26%. Ähnlich war das SPAK-Programm in den 
Niederlanden angelegt, welches jedoch mittlerweile ausgelaufen ist. 
Diese Abgabenentlastungen haben einen degressiven Verlauf, d.h. sie 
sind am stärksten auf dem Niveau des Mindestlohnes und laufen bei 
höheren Verdiensten allmählich aus. Dies vermindert die Arbeitskosten 
der Arbeitgeber in diesem Segment und soll zur Ausweitung der Nach-
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frage nach gering qualifizierten Arbeitskräften beitragen, ohne das 
Mindestlohnniveau in Frage zu stellen.  

Die Wirkung dieser Maßnahmen auf die Beschäftigung und die öffentli-
chen Haushalte ist jedoch nicht eindeutig empirisch geklärt. Vorliegen-
de Studien für Frankreich sprechen dafür, dass staatliche Zuschüsse zu 
den Arbeitgeberbeiträgen für Geringverdiener die Beschäftigungschan-
cen in diesem Bereich verbessert haben und die nachweisbar negati-
ven Effekte der Anhebung von Mindestlöhnen (Abowd et al. 1999) bzw. 
einer Arbeitszeitverkürzung bei konstantem Mindestlohn zum Teil aus-
gleichen konnten. Studien sprechen von 110 bis 440.000 neuen Ar-
beitsplätzen. Diese Ergebnisse sind allerdings nicht sehr belastbar 
(Laffargue 2000, Audric et al. 2000, Crépon/Desplatz 2001, Kra-
marz/Philippon 2001). Auch waren diese Programme mit erheblichen 
Kosten für den Staatshaushalt verbunden, die nicht in allen Studien 
berücksichtigt wurden. Folglich kann argumentiert werden, dass die 
negativen Effekte der Anhebung des gesetzlichen Mindestlohnes in 
Frankreich durch staatliche Zuschussprogramme aufgefangen werden 
mussten, um die Beschäftigung zu stabilisieren. Gleichzeitig wurden 
auf befristeter Basis Arbeitsgelegenheiten im öffentlichen Sektor einge-
richtet. Die Kosten hoher Mindestlöhne wurden damit vom Staatshaus-
halt übernommen. Widersprüchlich wird auch das niederländische 
SPAK-Programm bewertet. Während anfängliche Studien mit Firmen-
daten keine Effekte nachweisen konnten (Mühlau/Salverda 2000), zei-
gen Makrosimulationen positive Beschäftigungseffekte (Bovenberg et 
al. 1998). Sowohl im französischen als auch im niederländischen Fall 
ist von erheblichen Mitnahmeeffekten auszugehen, was zur Beendi-
gung des SPAK-Programms in den Niederlanden nach 2003 beigetra-
gen hat.    

Auf der Seite des Arbeitsangebots, d.h. der Transferbezieher, griff ins-
besondere Frankreich auf die Gewährung moderater Steuergutschriften 
(„prime pour l’emploi“) zurück. Angesichts der Tatsache, dass diese 
Steuergutschrift für Geringverdiener auf das bestehende Grundsiche-
rungs- und Mindestlohnniveau aufbaut, konnte die 2001 eingeführte 
Beschäftigungsprämie jedoch im Vergleich zu den Programmen in den 
USA oder Großbritannien nur gering ausfallen, um finanzierbar zu blei-
ben. Entsprechend minimal sind auch die Effekte in Gestalt zusätzli-
cher Beschäftigung (Cahuc 2002, Laroque/Salanié 2002), wobei auch 
hier Hinweise auf negative Effekte auf die Erwerbstätigkeit verheirate-
ter Frauen bestehen (Stancanelli 2005). Allerdings wurde die Beschäf-
tigungsprämie im laufenden Jahr erheblich ausgeweitet. Eine Steuer-
gutschrift für Arbeitnehmer bei Aufnahme einer niedrig entlohnten Tä-
tigkeit und für Arbeitslose bei Arbeitsaufnahme gibt es seit 2001 auch 
in den Niederlanden.  
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3.3 Zwischenfazit: Unterschiedliche Arrangements  

 

Diese Befunde sprechen für einen systematischen Zusammenhang von 
Lohnspreizung und Beschäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifizierte 
(Blank 1997, Krugman 1994, Bičáková 2006, Scharpf 1997): In den 
USA ermöglicht ein niedriges Niveau der Grundsicherung und der Min-
destlöhne ein hohes Beschäftigungsniveau – allerdings um den Preis 
geringer Erwerbseinkommen. Diese werden jedoch durch starke Ar-
beitsanreize aufgestockt. Wesentlich schwieriger ist die Beschäfti-
gungssituation in kontinentaleuropäischen Ländern, die hohe Mindest-
löhne und Transferleistungen festlegen. Dort ist Arbeitslosigkeit bzw. 
Transferabhängigkeit von Geringqualifizierten sehr ausgeprägt. Dies 
kann auch durch Subventionen für Arbeitgeber und/oder Beschäftigte 
kaum überwunden werden. Beide Systeme sind jedoch mit Ausgaben 
für den Staat verbunden, die sich nur zum Teil über höhere Beschäfti-
gung selbst tragen: Steuergutschriften bei niedrigen Mindestlöhnen in 
den USA und Großbritannien, Sozialabgabenentlastungen bei hohen 
Mindestlöhnen in Frankreich und den Niederlanden.  

Die Effekte von Mindest- und Kombilöhnen sind somit abhängig von 
ihrer konkreten Ausgestaltung und dem Kontext des Arbeitsmarktes. 
Die vorliegenden Erfahrungen sprechen also dafür, dass niedrige oder 
moderate Mindestlöhne und eine zurückhaltende Anpassung von Min-
destlöhnen beschäftigungspolitisch weniger problematisch sind. Hohe 
Mindestlöhne in Systemen mit hoher Grundsicherung wirken jedoch 
negativ auf die Beschäftigungsmöglichkeiten von Geringqualifizierten 
und Langzeitarbeitslosen. Vergleichsweise stabile negative Effekte las-
sen sich für Jugendliche feststellen, was die Aussetzung oder die An-
wendung verminderter Mindestlöhne für diese Gruppe rechtfertigt. E-
benso negativ sind starke Anhebungen der Mindestlöhne zur Vermin-
derung der Lohnspreizung zu beurteilen.  

Großzügige Kombilohnmodelle wiederum lassen sich nur in Modellen 
mit geringer Grundsicherung und Mindestlöhnen praktizieren. Hier ste-
hen starken Arbeitsanreizen für einen ersten Verdiener unklare bis ne-
gative Anreize auf einen zweiten Verdiener in einem Paarhaushalt ge-
genüber. Befristete und zielgruppenorientierte Zuschüsse oder auch 
breiter angelegte Entlastungsprogramme bei hohen Mindestlöhnen 
können nur von begrenzter Wirkung sein, soweit man nicht erhebliche 
fiskalische Risiken eingehen möchte. Die internationalen Erfahrungen 
mit befristeten Kombilöhnen wie etwa dem kanadischen „Self-
Sufficiency Project“ zeigen zudem, dass die Eingliederung von Arbeits-
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losen zwar beschleunigt wird, jedoch nicht dauerhaft signifikant besser 
ist als bei der Vergleichsgruppe (OECD 2003).    

 

4 Die Situation in Deutschland 

 

Wie stellt sich vor diesem Hintergrund die derzeitige Situation in 
Deutschland dar? Deutschland lässt sich den kontinentaleuropäischen 
Systemen mit vergleichsweise beschränkter Lohnspreizung, großzügi-
ger Mindestsicherung und hoher Steuer- und Abgabenbelastung zu-
ordnen. 

 

4.1 Kaum verbindliche Mindestlöhne, aber prägende Wirkung von Ta-
riflöhnen  

 

Was Mindestlöhne angeht, so gehört Deutschland zwar zu den wenigen 
europäischen Ländern, die weder einen gesetzlichen Mindestlohn noch 
für den gesamten Arbeitsmarkt flächendeckend wirksame tarifvertrag-
liche Mindestlöhne mit Allgemeinverbindlichkeit aufweisen. Allgemein 
verbindliche tarifvertragliche Mindestlöhne gibt es bis dato nur im Bau-
gewerbe sowie dem Gebäudereinigerhandwerk. Flächentarifverträge 
prägen aber nach wie vor weite Bereiche des Arbeitsmarktes. Hinzu 
treten Firmentarifverträge und Unternehmen, die sich in Einzelarbeits-
verträgen an einem Tarifvertrag orientieren. Zusammen genommen 
prägten Branchen- oder Haustarifverträge im Jahr 2003 die Arbeitsbe-
dingungen von 86% der westdeutschen und 78% der ostdeutschen 
Beschäftigten (Schnabel 2005). Gleichzeitig bietet die Grundsicherung 
für Arbeitsuchende einen impliziten Mindestlohn für erwerbsfähige Per-
sonen. Unterhalb des Leistungsniveaus des Arbeitslosengeldes II zu-
züglich der Erstattung der Kosten für eine angemessene Unterkunft 
muss in Deutschland niemand in Vollzeit arbeiten. Die existenzsichern-
de Leistung des Arbeitslosengeldes II ist damit eine effektive Unter-
grenze der Entlohnung. Niedrigere Verdienste können mit Arbeitslo-
sengeld II aufgestockt werden.  

Das bestehende System aus den tariflichen Entlohnungsstrukturen und 
der Grundsicherung als implizitem Mindestlohn bewirkt, dass Armut in 
Arbeit im Hauptverdienst kein zentrales Problem ist. Zwar verfügt 
Deutschland auch über einen nennenswerten und wachsenden Niedrig-
lohnsektor, d.h. über ein Segment niedriger effektiver Entlohnung, je-
doch ist ein Großteil der Niedriglohnbeschäftigung im Neben- und Hin-
zuverdienst angesiedelt (Kalina/Weinkopf 2006, Brenke 2006). Die 
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verfügbaren Studien zeigen, dass niedrige Löhne vor allem im Bereich 
von Minijobs, also Nebenverdiensten und Teilzeittätigkeiten erzielt 
werden, die nicht existenzsichernd sind oder sein müssen. Dies gilt 
insbesondere für die rund 6,4. Mio. Minijobs (Ende 2005) als einzige 
Erwerbstätigkeit von Transferbeziehern, Verheirateten, Studenten, 
Rentnern oder als Nebenverdienst von Arbeitnehmern. Midijobs spielen 
mit ca. 670.000 Fällen im Jahr 2003 eine geringe Rolle. Auch hierbei 
handelt es sich überwiegend um Teilzeitbeschäftigungen von Frauen in 
Haushalten mit einem erwerbstätigen Partner. Sowohl bei Mini- wie bei 
Midijobs kann jedoch nicht von einem niedrigen Monatsverdienst auf 
einen niedrigen Stundenlohn geschlossen werden (Dietz/Koch/Walwei 
2006).  

Niedrige (Stunden)Löhne bewegen sich in manchen Branchen kaum 
oberhalb der Schwellen, die von der sozialen Mindestsicherung defi-
niert werden (Brenke 2006, vgl. Tabelle 3). Dies gilt insbesondere für 
Personen mit niedriger Qualifikation, die in gering entlohnte Dienstleis-
tungstätigkeiten wechseln könnten. Das Problem ist besonders ausge-
prägt für Alleinstehende und Paarhaushalte mit mehreren Kindern. 
Dort liegt das Niveau der sozialen Mindestsicherung teilweise höher als 
manche Vergleichslöhne (Boss/Christensen/Schrader 2005). Auf Seiten 
der Arbeitgeber, aber auch der Arbeitnehmer kommt die erhebliche 
Belastung mit Sozialabgaben als zusätzliches Hemmnis hinzu. Um ein 
Nettoeinkommen, das im Vergleich zum Arbeitslosengeld II ausrei-
chend hoch ist, zu erreichen, erreichen die Arbeitskosten des Arbeitge-
bers inklusive der Abgaben eine Höhe, die für die Beschäftigung in die-
sem Bereich kritisch ist. Damit kommen Beschäftigungsverhältnisse im 
einfachen, gering entlohnten Bereich weniger zustande als in Syste-
men mit niedrigeren Mindestlöhnen und Abgabenlasten.   

Verbindliche Mindestlöhne bestehen im Baugewerbe seit Einführung 
des Arbeitnehmerentsendegesetzes für rund 800.000 Beschäftigte oder 
2,1% aller Arbeitnehmer in Deutschland. Damit wurde auf der Basis 
eines sektoralen Mindestlohntarifvertrags eine verbindliche Untergren-
ze der Entlohnung für inländische und ausländische, entsandte Bauar-
beiter fixiert. Die Festlegung eines allgemein verbindlichen Mindestloh-
nes im Baugewerbe hat jedoch nicht zu einer nachhaltigen Stabilisie-
rung der Beschäftigung in diesem Sektor beigetragen und die notwen-
dige Anpassung von Betrieben und Beschäftigten an die veränderte 
Wettbewerbssituation eher verzögert (Eichhorst 2005).  
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4.2 Kombilohnmodelle existieren bereits  

 

Niedrige Verdienste können bereits heute durch Arbeitslosengeld II er-
gänzt werden. So kann der Bezug von Arbeitslosengeld II im Rahmen 
der Hinzuverdienstmöglichkeiten auch mit Arbeitsverdiensten kombi-
niert werden. Auch ist der Bezug von Arbeitslosengeld II zur Aufsto-
ckung von niedrigen Verdiensten in Voll- oder Teilzeit möglich. Hinzu-
verdienst und Aufstockung im Arbeitslosengeld II stellen dauerhafte 
und für alle Transferbezieher zugängliche Kombilöhne auf der Basis 
des Monatseinkommens dar. Für alle Erwerbstätigen steht darüber 
hinaus mit Mini- und Midijobs ein weiteres Kombilohn-Instrument zur 
Verfügung. Im Minijob-Bereich bis € 400 im Monat fallen für Arbeit-
nehmer keine Sozialabgaben an, in der Zone von € 400 bis 800 stei-
gen die Beitragssätze proportional an (Kaltenborn/Wielage 2005, 
Dietz/Koch/Walwei 2006). Deutschland verfügt also bereits heute über 
flächendeckende und unbefristete Kombilöhne.  

Daneben bestehen arbeitnehmerseitige befristete Kombilöhne. Hierbei 
handelt es sich um die zeitlich begrenzte Aufstockung von Arbeitslo-
sengeld II durch Zusatzjobs mit Mehraufwandsentschädigung („Ein-
Euro-Jobs“), das auf maximal 24 Monate befristete Einstiegsgeld für 
Langzeitarbeitslose (§§ 16 II und 29 SGB II) sowie einen auf höchs-
tens drei Jahre befristeten Kinderzuschlag nach § 6a Bundeskinder-
geldgesetz. Schließlich existiert seit Anfang 2003 mit der Entgeltsiche-
rung für Ältere nach § 421j SGB III ein Instrument, das Arbeitslosen-
geldbeziehern über 50 Jahren bei Aufnahme einer im Vergleich zur 
früheren Beschäftigung geringer entlohnten Tätigkeit einen Teil der 
Lohneinbuße ersetzt. Hinzu treten weitere, bundesweit angewandte 
befristete Kombilöhne auf Seiten der Arbeitgeber in Gestalt von Ein-
gliederungszuschüssen oder der Befreiung der Arbeitgeber vom Beitrag 
zur Arbeitslosenversicherung bei Einstellung eines Älteren (§ 421k SGB 
III). 

Bereits in der Vergangenheit wurde in der Arbeitsmarktpolitik und der 
kommunalen Beschäftigungspolitik mit befristeten Kombilohnmodellen 
experimentiert: Das so genannte „Mainzer Modell“ gewährte für maxi-
mal 18 bis 36 Monate eine Aufstockung niedriger Verdienste in Gestalt 
eines Zuschusses zur Sozialversicherung und ggf. zum Kindergeld bei 
Aufnahme einer mehr als geringfügigen Tätigkeit; es wurde von 2000 
bis 2002 zunächst regional erprobt und dann 2002/03 bundesweit an-
gewandt. Das „Einstiegsgeld“ in Baden-Württemberg (1999-2002) be-
stand in einer auf 12 Monate befristeten großzügigeren Hinzuver-
dienstmöglichkeit zur Sozialhilfe. Das derzeit laufende „Hamburger 
Modell“ wendet sich an Bezieher von Arbeitslosengeld II und fördert 
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Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit jeweils € 250 für maximal 10 Mona-
te sowie Bildungsgutscheinen (Kaltenborn/Wielage 2005, 
Dietz/Koch/Walwei 2006). Sowohl auf der Arbeitgeber- als auch auf 
der Arbeitnehmerseite bestehen damit Kombilohnmodelle verschiede-
nen Zuschnitts. 

Gleichzeitig lässt sich beobachten, dass ein Teil der niedrigen Arbeits-
verdienste von der Existenz dauerhafter Kombilöhne in Gestalt eines 
aufstockenden Arbeitslosengeldes II bzw. von Hinzuverdiensten zum 
Arbeitslosengeld II begünstigt wird (Cichorek/Koch/Walwei 2005a). 
Gegenwärtig sind etwa 900.000 Empfänger von Arbeitslosengeld II 
erwerbstätig. Beide Mechanismen stellen Anreize zur Kombination von 
staatlichen Transferleistungen mit Erwerbsarbeit von begrenzter Stun-
denzahl dar. Dies gilt auch für die befristete Tätigkeit in Zusatzjobs. 
Aus Arbeitslosengeld II und Zusatzjobs wird ein Nettoeinkommen er-
zielt, das teilweise höher liegt als das aus Erwerbstätigkeit in Vollzeit 
bei geringer Entlohnung (Boss/Christensen/Schrader 2005, Cicho-
rek/Koch/Walwei 2005b). Anreize zur Teilzeitarbeit zeigten sich auch 
beim in der Vergangenheit erprobten Mainzer Modell (Kaltenborn et al. 
2005) wie auch beim Einstiegsgeld Baden-Württemberg (Dann et al. 
2002). Damit werden aus Erwerbsarbeit und Transfereinkommen zu-
sammen Nettolöhne erzielt, die bei alleiniger Erwerbsarbeit für diesen 
Personenkreis in der gleichen kurzen Arbeitszeit kaum zu erreichen 
wären. Die hierbei beobachteten niedrigen Verdienste sind somit kein 
Indiz für eine nicht existenzsichernde Entlohnung, sondern Resultat 
gezielter Anpassung an die Anreizstrukturen des Transfersystems: 
Kombilöhne schaffen Anreize, genau so viel in Teilzeit zum Transferbe-
zug hinzuzuverdienen, dass die Summe aus staatlicher Leistung und 
Erwerbstätigkeit bei möglichst geringem Arbeitseinsatz maximiert wird. 
Eine Ausweitung der Arbeitszeiten führt aufgrund der höheren Anrech-
nungssätze dann kaum noch zu einer nennenswerten Erhöhung des 
verfügbaren Nettoeinkommens. Das bedeutet eine dauerhafte Verfes-
tigung des Transferbezugs und nur geringe Anreize zum Übergang in 
Vollzeitarbeit.  

Die befristeten, zielgruppenorientierten Kombilöhne blieben zudem 
deutlich hinter den Erwartungen hinsichtlich Inanspruchnahme und Be-
schäftigungswirkung zurück, ohne dass Mitnahmeeffekte eindeutig be-
stimmt wurden. Das Mainzer Modell erreichte mit rund 15.000 Teil-
nehmern noch die größte Reichweite (Kaltenborn et al. 2005). Dies 
kann zum einen damit erklärt werden, dass jeweils nur eng begrenzte 
Zielgruppen in ausgewählten Regionen von diesen administrativ auf-
wändigen Modellen profitierten. Zum anderen liefen sie auf sehr be-
grenzte Arbeits- bzw. Beschäftigungsanreize hinaus, die weder mit 
dem Steuer- und Transfersystem insgesamt abgestimmt noch mit ei-
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ner konsequent aktivierenden Arbeitsmarktpolitik verknüpft waren. Be-
fristete Zuschüsse sind darüber hinaus im Hinblick auf die Nachhaltig-
keit ihrer Integrationswirkung problematisch, da nicht alle geförderten 
Personen im Förderzeitraum in höhere Entlohnung übergehen, sondern 
teilweise wieder in den Transferbezug zurückfallen.  

Vor allem bei arbeitgeberseitigen Zuschüssen ist von erheblichen Mit-
nahmeeffekten auszugehen. Dies belegt auch die jüngste Evaluation 
von Eingliederungszuschüssen oder der Befreiung von Beiträgen zur 
Arbeitslosenversicherung bei Einstellung eines Älteren (Bundesregie-
rung 2006, Schneider/Eichhorst/Zimmermann 2006).  

 

5 Handlungsoptionen  

 

5.1 Gesetzliche oder tarifvertragliche Mindestlöhne? 

 

Angesichts der Tatsache, dass in Deutschland mit der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende bereits ein impliziter Mindestlohn besteht, ist die 
Notwendigkeit der Einführung zusätzlicher gesetzlicher oder tariflich-
allgemeinverbindlicher Mindestlöhne keineswegs erwiesen.  

Ein (zu hoher) Mindestlohn würde die (Wieder)Beschäftigungschancen 
von Langzeitarbeitslosen und Geringqualifizierten verschlechtern. Auch 
stünde er einer aktivierenden Arbeitsmarktpolitik, wie sie mit den 
Hartz-Reformen eingeleitet wurde, entgegen. Ein hoher Mindestlohn ist 
nicht mit der Aktivierung von Langzeitarbeitslosen vereinbar, da diese 
auf Einstiegsmöglichkeiten mit geringer Entlohnung angewiesen sind. 
Ansonsten besteht die Gefahr verstärkter und dauerhafter Abhängig-
keit von sozialen Transferleistungen. Dies gilt umso mehr als die öko-
nomische Gesamtsituation in Deutschland derzeit weniger dynamisch 
ist als in Großbritannien zum Zeitpunkt der Einführung des Mindestloh-
nes Ende der neunziger Jahre.   

Da es erforderlich ist, innerhalb der Tariflohnstruktur und in tariffreien 
Bereichen ausreichende Lohnflexibilität zuzulassen, ist es nicht sinn-
voll, die jeweils unterste Tariflohngruppe für allgemein verbindlich zu 
erklären. Dies könnte, wie derzeit erwogen, durch eine Ausweitung des 
Anwendungsbereichs des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes auf andere 
oder alle Branchen erfolgen. Hierbei würde der Tarifvertrag des Wirt-
schaftszweiges quasi-automatisch vom Bundesarbeitsminister per 
Rechtsverordnung für allgemein verbindlich erklärt. Dies bietet den Ta-
rifpartnern des Sektors die Möglichkeit, faktisch ohne Eingriffsmöglich-
keit einen Mindestlohn durchzusetzen. Das Beispiel des Bausektors 
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zeigt, dass nach Eröffnung dieser Möglichkeit eine vergleichsweise 
starke Anhebung des Mindestlohnes zu beobachten war (Eichhorst 
2005). Ähnliche Einschränkungen der Lohnflexibilität in anderen Bran-
chen wären also zu erwarten. Diese ist umso problematischer als die 
Lohnspreizung innerhalb der Tarifverträge bereits heute teilweise deut-
lich begrenzt ist und untere Tarifgruppen nur gering besetzt sind.  

Vertretbar erscheint deshalb allenfalls ein gesetzlicher Mindestlohn, der 
sich in der Höhe an der Grundsicherung für Arbeitsuchende, also am 
Arbeitslosengeld II eines Alleinstehenden zzgl. Unterkunftskosten ori-
entiert. Das wären brutto etwa € 5,30 pro Stunde oder € 900 pro Mo-
nat. Damit wäre eine verbindliche Untergrenze der Entlohnung defi-
niert.  

Gleichzeitig würde der gesetzliche Mindestlohn verhindern, dass im 
Rahmen bestehender oder zukünftiger Kombilohnmodelle sich Arbeit-
geber und Arbeitnehmer auf sehr niedrige Verdienste verständigen, 
welche dann über staatliche Zuschüsse aufgestockt werden müssten. 
Ein moderater gesetzlicher Mindestlohn wäre in jedem Fall auch niedrig 
genug, um die Lohnflexibilität nicht über Gebühr zu beschränken, was 
die Beschäftigungsperspektiven von Langzeitarbeitslosen und Gering-
qualifizierten behindern würde.  

Negativ betroffen wären allerdings jene Personen, die keine Transfer-
leistungen beziehen, aber einen Hinzuverdienst mit niedrigem Stun-
denlohn erzielen. Denkbar wäre deshalb, in diesem Bereich keinen 
Mindestlohn anzuwenden, da weder eine Existenzsicherung angestrebt 
wird noch Mitnahmeeffekte im Transferbereich auftreten können. 

Anspruchsvollere Mindestlöhne würden nicht dazu beitragen, individu-
elle Verdienste auf einem höheren Niveau zu stabilisieren. Vielmehr 
besteht die Gefahr, dass ein solcher Mindestlohn zum Wegfall gering 
entlohnter Arbeit führt, ohne dass für die davon betroffenen Personen 
eine alternative Erwerbsmöglichkeit besteht. Dies würde zwar einen 
Rückgang der Beschäftigung im Niedriglohnsektor bedeuten – jedoch 
um den Preis steigender Arbeitslosigkeit und damit verbunden auch ei-
nes höheren Armutsrisikos und stärkerer Abhängigkeit von Transfer-
leistungen. Damit wäre für die betroffenen Erwerbspersonen nichts 
gewonnen. Bei einem Mindestlohn von € 7,50 müssten bei etwa jedem 
zehnten Beschäftigten die Löhne angehoben werden (Brenke 2006) – 
mit entsprechenden Risiken für die Beschäftigung.  
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5.2 Generelle oder zielgruppenorientierte Kombilöhne?  

 

Hinsichtlich der Kombilöhne ist mittlerweile klar, dass ein flächende-
ckender Kombilohn, der großzügiger sein müsste als die bisher beste-
henden Kombilohn-Elemente in der Grundsicherung, auf dem gegebe-
nen Niveau der sozialen Grundsicherung nicht finanzierbar wäre. Sie 
würden zu erheblichen Kosten je zusätzlichem Arbeitsplatz führen. Da 
sich die Zone des Transferentzugs in mittlere Entlohnungsbereiche 
hinein erstrecken würde, profitierten in erheblichem Umfang bereits 
Erwerbstätige von der Bezuschussung. Im Vergleich zur Anzahl der 
Transferbezieher, die über einen Kombilohn dank verstärkter Arbeits-
anreize eine Erwerbstätigkeit aufnehmen werden, muss aus dem Kreis 
der bereits beschäftigten Niedriglohnbezieher eine wesentlich größere 
Zahl bezuschusst werden, von denen einige ihre Arbeitszeit reduzieren 
werden. Dies zeigen zahlreiche Simulationsstudien (z.B. Schneider et 
al. 2002). Insofern sind Modelle, die eine dauerhafte Bezuschussung 
niedriger Verdienste bei unverändertem Transferleistungsniveau vor-
sehen, fiskalisch höchst riskant und in ihrer Anreizwirkung unsicher. 
Dies gilt etwa für die „Magdeburger Alternative“ (Schöb/Weimann 
2004), die zudem das Problem aufweist, Zuschüsse an die unterste Ta-
riflohngruppe zu binden, was gravierende Negativanreize für den Auf-
stieg in höhere Entlohnung bedeutet.  

Großzügige Kombilöhne sind also in Deutschland nur wirksam und fi-
nanzierbar, wenn das Niveau der Grundsicherung für erwerbsfähige, 
aber nicht erwerbstätige Personen gesenkt wird. Eine solche Strategie 
liegt etwa dem Vorschlag des ifo-Instituts zu Grunde (Sinn et al. 
2006), der im Grunde die Übertragung des US-amerikanischen Sys-
tems nach Deutschland bedeuten würde und insofern in sich konsistent 
ist. Wenn jedoch das bisherige Existenzminimum durch Erwerbsarbeit 
oder öffentliche Arbeitsgelegenheiten wieder erreicht werden soll, be-
deutet dies im Übergang die Bereitstellung einer großen Zahl öffentli-
cher Arbeitsgelegenheiten.  

Eine andere Strategie, die fiskalischen Risiken zu begrenzen, besteht 
in der zeitlichen Befristung und Zielgruppenorientierung von Kombilöh-
nen, wie sie derzeit auf Länderebene etwa in Nordrhein-Westfalen oder 
Niedersachen erprobt und auch auf Bundesebene erwogen werden. 
Hiervon sind jedoch nur bescheidene Teilnehmerzahlen und vernach-
lässigbare Beschäftigungseffekte zu erwarten. Das Problem der hohen 
Langzeitarbeitslosigkeit und der geringen Arbeitsmarktintegration von 
Geringqualifizierten ist damit nicht zu lösen. Angesichts der Tatsache, 
dass unbefristete und befristete Kombilöhne bereits existieren, besteht 
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grundsätzlich auch kein Bedarf an zusätzlichen befristeten Kombilöh-
nen für bestimmte Personengruppen.  

Ansatzpunkte bestehen nicht im Bereich Arbeitslosengeld II, sondern 
eher im Arbeitslosengeld I. Hier könnte mit der leichteren Handhabung 
der Entgeltsicherung für ältere Arbeitslose während des Bezugs von 
Arbeitslosengeld I die Bereitschaft zur Aufnahme einer im Vergleich zur 
früheren Beschäftigung geringer entlohnten Tätigkeit verstärkt wer-
den. Die bisherige Regelung hat aufgrund ihrer komplizierten Handha-
bung keine signifikanten Effekte gezeigt (Brussig/Knuth/Schweer 
2006). Erfahrungen mit dem vergleichbaren Instrument des „Zwi-
schenverdienstes“ in der Schweiz zeigen, dass Übergänge in Beschäfti-
gung effektiv gefördert werden können, wenn Differenzen zwischen 
dem Anspruchslohn in Gestalt des früheren Verdienstes bzw. der Ar-
beitslosenunterstützung und neuem, niedrigeren Entgelt zeitlich befris-
tet zu einem wesentlichen Teil ausgeglichen werden (Gerfin/Lechner 
2002). Dort werden 70 bis 80% der Differenz zwischen neuem und 
früherem Arbeitsentgelt ersetzt, wobei jedoch der Zwischenverdienst 
als vorübergehende Tätigkeit angesehen wird, während der der Arbeit-
suchende weiterhin der Vermittlung zur Verfügung stehen und Stellen-
suchbemühungen entfalten muss. Dies gilt generell für max. 12 Mona-
te, bei über 45-Jährigen und Arbeitslosen mit Kindern für max. 24 Mo-
nate und wird nicht auf die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes ange-
rechnet. Während der restlichen Dauer des Arbeitslosengeldanspruchs 
(max. 24 Monate) bezieht sich die Kompensation nur noch auf die Dif-
ferenz zwischen neuem Entgelt und Arbeitslosenunterstützung.  

 

5.3 Konsequente Aktivierung ohne Kombilöhne als bessere Alternative  

 

Möchte man also das Niveau der Grundsicherung nicht senken, so ver-
lieren Kombilohnmodelle ihre Wirkung. Sie stellen eher Anreize zur 
Kombination von Transferbezug und Hinzuverdienst dar. Um einen 
dauerhaften und vollständigen Übergang aus dem Transfersystem in 
die Erwerbstätigkeit im regulären Arbeitsmarkt zu fördern, bietet es 
sich deshalb an, Leistungen der Grundsicherung an erwerbsfähige Per-
sonen nur noch dann zu gewähren, wenn eine Gegenleistung durch 
Arbeit erbracht wird. Dies ist bereits im geltenden Recht des SGB II 
angelegt, wird jedoch nicht konsequent umgesetzt. Gleichzeitig müss-
ten die mit den Hinzuverdiensten bzw. Aufstockungsmöglichkeiten im 
Arbeitslosengeld II angelegten Anreize zur dauerhaften Teilzeitarbeit in 
Kombination mit dem Transferbezug eingeschränkt werden.  
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Wird die Bereitschaft zur Annahe von Stellenangeboten und zur Aus-
übung von Zusatzjobs als „Null-Euro-Jobs“ als Bedingung für den Be-
zug von Arbeitslosengeld II auch in der Praxis durchgesetzt, so werden 
Tätigkeiten im regulären Arbeitsmarkt, auch auf einem niedrigen Ent-
lohnungsniveau, für vormalige Transferbezieher ohne ergänzende 
Kombilöhne wieder attraktiv (Bonin/Kempe/Schneider 2003). Zentral 
ist dabei, dass Transferbezieher ohne zusätzliche Honorierung eine 
Gegenleistung durch Arbeit auf Vollzeitbasis erbringen, so dass die 
Kombination von Transferbezug mit Teilzeitarbeit oder schattenwirt-
schaftlichen Aktivitäten ausscheidet. Hierzu sind die Zusatzjobs prinzi-
piell geeignet. Sie dürfen jedoch nicht auf freiwilliger Basis als Hinzu-
verdienstmöglichkeit angeboten werden, sondern müssen als obligato-
rische Gegenleistung für den Transferbezug gehandhabt werden.  

Dies kann flächendeckend und dauerhaft umgesetzt werden oder durch 
eine glaubhafte Androhung und zufällige Auswahl. Letzteres hätte den 
Vorteil, nicht für alle Transferbezieher gleichzeitig entsprechende Ar-
beitsgelegenheiten vorhalten zu müssen und somit den administrati-
ven Aufwand zu begrenzen. In beiden Fällen wird ein großer Teil der 
Transferbezieher nach alternativen Verdienstmöglichkeiten im regulä-
ren Arbeitsmarkt suchen, die in jedem Fall höher entlohnt wären.  

Ein höheres Maß an Lohnflexibilität, das über die stärkere Aktivierung 
von Transferbeziehern in den Arbeitsmarkt eingeführt wird, verstärkt 
die Arbeitsnachfrage seitens potenzieller Arbeitgeber insbesondere im 
Dienstleistungsbereich. Dieses Modell lässt sich mit dem Konzept der 
Dienstleistungsagenturen verbinden, welche für langzeitarbeitslose 
Transferbezieher Einsatzmöglichkeiten im gewerblichen oder privaten, 
haushaltsbezogenen Bereich bieten.  

Dies bedeutet gleichzeitig, dass die Politik darauf verzichten sollte, ei-
nen zu hohen gesetzlichen Mindestlohn bzw. untere tarifliche Lohn-
gruppen per Allgemeinverbindlichkeit festzuschreiben. Vertretbar wäre 
allenfalls ein sehr moderater gesetzlicher Mindestlohn. Bei Kombilöh-
nen spricht vieles für eine Begrenzung der derzeit vorhandenen Mög-
lichkeiten einer unbefristeten Kombination von Transferbezug und Er-
werbseinkommen aus Teilzeittätigkeit. Keinesfalls sollten großzügigere 
Kombilöhne zusätzlich eingeführt werden. Vielmehr wäre im Zuge ei-
ner konsequent aktivierenden Arbeitsmarktpolitik für dauerhafte und 
vollständigere Übergänge in den ersten Arbeitsmarkt zu sorgen.  

Wer also das bisherige Sicherungsniveau erhalten will, braucht eine 
konsequente Aktivierung und Prüfung der Verfügbarkeit für den Ar-
beitsmarkt. Dieser Ansatz ist nicht auf Kombilöhne angewiesen. Die 
hierfür sonst erforderlichen Ressourcen sollten in eine Senkung von 
Steuern und Abgaben investiert werden, von der Geringqualifizierte 
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besonders profitieren würden: durch die Erhöhung des Nettoeinkom-
mens auf der einen Seite und die verstärkte Nachfrage nach einfacher 
Arbeit aufgrund niedrigerer Lohnnebenkosten auf der anderen.  

Unabhängig davon, ob und in welcher Gestalt zusätzliche Mindest- und 
Kombilöhne in Deutschland eingeführt werden, ist auf eine regelmäßi-
ge unabhängige Evaluation ihrer Wirkungen auf Beschäftigung, Lohn-
struktur und öffentliche Haushalte zu achten.  

 

5.4 Grundsätzliche Alternativen  

 

Die Situation der Geringqualifizierten und Langzeitarbeitslosen stellt 
eine zentrale Problemlage des deutschen Arbeitsmarktes dar. Beschäf-
tigungspolitisch sollte bei der Diskussion über Kombi- und Mindestlöh-
ne im Auge behalten werden, dass es hierbei um eine grundsätzliche 
Entscheidung zwischen vier Alternativen geht (vgl. Tabelle 4):  

1. Die Erwerbsintegration der Geringqualifizierten kann verbessert, 
Langzeitarbeitslosigkeit abgebaut werden, wenn eine strikte Aktivie-
rungsstrategie umgesetzt wird. Nach angelsächsischem Modell wür-
de das die flächendeckende Durchsetzung des Prinzips der Gegen-
leistung durch Arbeit beim Transferbezug, eine substantielle Sen-
kung des Niveaus der sozialen Mindestsicherung und die Öffnung 
der Lohnstruktur nach unten bedeuten, das heißt eine größere 
Spreizung der Löhne. Dies könnte dann mit großzügigen Kombilöh-
nen verbunden werden, um „Armut in Arbeit“ zu lindern. Ein mode-
rater Mindestlohn würde in einem solchen System dafür sorgen, 
dass die Löhne nicht zu weit absinken, und helfen, den Aufwand der 
staatlichen Leistungen für Geringverdiener zu begrenzen. Öffentli-
che Ressourcen können bei den Transferleistungen einspart werden, 
bleiben aber für die dauerhafte Aufstockung der niedrigen Verdiens-
te erforderlich.  

2. Wird die soziale Mindestsicherung auf einem anspruchsvollen Ni-
veau beibehalten und die Lohnspreizung über tarifliche, gesetzliche 
oder implizite Mindestlöhne des Transfersystems begrenzt, so kann 
versucht werden, die Arbeitsmarktintegration von Geringqualifizier-
ten und Langzeitarbeitslosen ähnlich wie Frankreich oder den Nie-
derlanden über die Bezuschussung von Sozialversicherungsbeiträ-
gen der Arbeitgeber (oder andere arbeitgeberseitige Subventionen) 
zu verbessern. Ergänzend kann eine Aufstockung geringer Ver-
dienste vorgenommen werden, die jedoch angesichts des hohen Ni-
veaus der Mindestsicherung weniger großzügig ausfallen muss, um 
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finanzierbar zu bleiben. Die Wirkung einer solchen Strategie ist be-
scheiden und mit erheblichem Ressourcenaufwand verbunden.    

3. Es kann auch eine Strategie der Alimentierung von Langzeitarbeits-
losen und Geringqualifizierten mit vergleichsweise großzügiger Min-
destabsicherung ohne effektive Aktivierung fortgeführt werden, wie 
dies vor Hartz IV der Fall war und in der Praxis noch immer beo-
bachtet werden kann. Dies ist mit einer geringen oder nur partiellen 
Erwerbsintegration von Personen mit geringem Verdienstpotenzial 
verbunden, etwa über Hinzuverdienst und aufstockenden Bezug von 
Transferleistungen. Dabei fallen erheblichen öffentliche Ausgaben 
an. Die Festlegung höherer Mindestlöhne würde hier zusätzlich 
hemmend kontraproduktiv wirken. Die Gewährung zusätzlicher breit 
angelegter oder zielgruppenorienter Kombilöhne hilft in einem sol-
chen Kontext nicht weiter.  

4. Schließlich kann die konsequenten Implementation von Hartz IV 
durch die Gewährung von Sicherungsleistungen nur noch gegen die 
Bereitschaft zur Erwerbstätigkeit in Vollzeit vorgetrieben werden. 
Dies setzt die Möglichkeit von Löhnen knapp oberhalb der Mindest-
sicherung voraus, stellt aber deren Höhe nicht in Frage und bedarf 
keiner zusätzlichen Kombilöhne und allenfalls eines sehr moderaten 
Mindestlohnes. Zwar sind für die Aktivierung anfänglich öffentliche 
Arbeitsgelegenheiten erforderlich, doch werden diese nur für einen 
geringen Teil der Transferbezieher dauerhaft notwendig bleiben. 
Soll also das Niveau der sozialen Grundsicherung beibehalten wer-
den und gleichzeitig die Arbeitsmarktintegration der Transferbezie-
her deutlich verbessert werden, wird eine konsequente Aktivierung 
unentbehrlich.  
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TABELLE 1: Gesetzliche Mindestlöhne  in ausgewählten Ländern 

Land 
(Jahr 
der 

Einfüh-
rung) 

Geltungsbereich Differenzie-
rungen 

Festlegung Höhe in € pro Monat 
(2005), (kaufkraftbe-

reinigt) + in % des 
Durchschnitts) 

Anteil der zum 
Mindestlohn 

Beschäftigten 
in % 

(2003/04) 
Belgien 
(1975) 

Alle AN in der Pri-
vatwirtschaft ab 21 
J. ohne Auszubil-
dende, kurzfr. Be-
schäftigte und mit-
helfende Familien-
mitglieder 

Reduktion für 
Jugendliche bis 
21 Jahre: 70% 
für 16-Jährige, 
94% für 20-
Jährige 

Halbjährliche automatische 
Indexierung und zusätzliche 
gesetzliche Anpassungen, 
Entscheidung in nationalem 
Arbeitsrat (alle zwei Jahre) 

1.210 
(1.211) 

46% 

n.v. 

Frank-
reich 
(1950/ 
70) 

Alle AN ab 18 J. au-
ßer in der Landwirt-
schaft, Handelsma-
rine und AN mit Kost 
und Logic 

90% für Behin-
derte; Redukti-
on für Jugend-
liche mit gerin-
ger Berufser-
fahrung: 80% 
für 16-J., 90% 
für 17-J. 

Erlass des Ministerrats auf 
Empfehlung des nationalen 
Tarifausschusses; mindes-
tens einmal pro Jahr  

1.286 
(1.194) 
46-48% 

13% 

Irland 
(2000) 

Alle AN ab 18 J. au-
ßer Teilnehmer an 
Qualifizierungsmaß-
nahmen, Lehrlinge 
und mithelfende 
Familienmitglieder 

Reduktion auf 
70% für Ju-
gendliche unter 
18 J. und bei 
AN im ersten 
Arbeitsverhält-
nis (während 
der ersten bei-
den Jahre)  

Vereinbarung im Rahmen 
dreiseitiger Sozialpakte; 
jährliche Anpassung  

1.183 
(1.024) 

51% 

4,5% 

Nieder-
lande 
(1969) 

Alle AN ab 23 J., 
Ausnahme für be-
hinderte und Be-
schäftigte in priva-

Reduktion für 
Jugendliche bis 
23 J.: von 30% 
für 15-J. bis 

Gesetz des Arbeitsministers 
auf Empfehlung des Sozial-
ökonomischen Rates, re-
gelmäßige Anpassung (Ü-

1.265 
(1.202) 

45% 

2,1% 
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Land 
(Jahr 
der 

Einfüh-
rung) 

Geltungsbereich Differenzie-
rungen 

Festlegung Höhe in € pro Monat 
(2005), (kaufkraftbe-

reinigt) + in % des 
Durchschnitts) 

Anteil der zum 
Mindestlohn 

Beschäftigten 
in % 

(2003/04) 
ten Haushalten mög-
lich  

85% für 22-J. berprüfung 2x jährlich); 
keine Anpassung bei 
schlechter ökon. Entwick-
lung, steigender Arbeitslo-
sigkeit od. Anzahl der Er-
werbsunfähigen (wie 2003) 

Großbri-
tannien 
(1999) 

Alle AN ab 22 J. au-
ßer Auszubildende 
sowie in Familie le-
bende und arbeiten-
de Personen; Neu-
eingestellte erhalten 
in den ersten sechs 
Monaten der Be-
schäftigung 85%; 
Zuschlag für Lon-
don/Südwestengland 

Reduktion für 
Jugendliche 
unter 22 J.: 
von 62% für 
16- und 17-J. 
bis 85% für 
18- bis 21-J.  

Gesetz des Arbeitsministers 
auf Empfehlung der natio-
nalen „Low Pay Commissi-
on“; jährliche Anpassung  

1.197 
(1.186) 

40% 

5% 

USA 
(1938) 

Alle AN außer leiten-
den Angestellten 
und einigen hoch-
qual. Berufen; nati-
onaler Mindestlohn 
und bundesstaatli-
che Mindestlöhne   

Reduktion für 
Jugendliche 
unter 20 J. 
während der 
ersten 90 Tage 
der Beschäfti-
gung  

Abstimmung im Kongress; 
unregelmäßige Anpassung  

666 
(798) 
34% 

1,4% 

Quelle: Ragacs 2003; Lesch 2004; EIRO 2005; Regnard 2005; Funk/Lesch 2006.  
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TABELLE 2: Kombilöhne im internationalen Vergleich (2005) 

Bezeich-
nung 

Zielgruppe  Verdienstgrenzen und
Transferentzugsraten  

Maximale Förderhöhe p.a.  Evaluation 

Earned In-
come Tax 
Credit 
(USA)  

Gering ent-
lohnte Er-
werbstäti-
ge; Allein-
stehende 
und Famili-
en mit Kin-
dern  

Alleinstehende bis € 9.700, mit 
einem Kind: € 25.600, mit zwei 
Kindern € 30.800; Transferent-
zugsraten 7,65, 15,98 bzw. 
21,06% 

Alleinstehende und Paare oh-
ne Kinder: € 330; Haushalte 
mit einem Kind: € 2.200; 
Haushalte mit mehreren Kin-
dern: € 3.600, zusätzlich 
Kindergeld (Child Tax Credit) 

Steigerung der Erwerbstätigkeit 
vor allem von Alleinerziehen-
den; teilweise negative Effekte 
auf Arbeitsangebot von Verhei-
rateten (v.a. Frauen) mit er-
werbstätigem Partner  

Working 
Tax Credit 
und Child 
Tax Credit 
(Großbri-
tannien) 

Gering ent-
lohnte Er-
werbstäti-
ge; Allein-
stehende 
und Famili-
en mit Kin-
dern  

WTC: mind. 16 Std./Wo. (Kin-
derlose: 30 Std./Wo.) 
Bis € 7.700 
CTC: bis zu € 84.000; 
Transferentzugsrate: 37% 

WTC: Max. € 2.400 als 
Grundbetrag + max. € 2.300 
für Verheiratete und Alleiner-
ziehende + max. € 1.000 bei 
Vollzeit + max. 70% der Kin-
derbetreuung 
CTC: max. € 800 pro Familie 
und € 2.500 pro Kind; in 
Kombination max. € 10.200 
bei Einkommen bis € 12.000 
für 4-köpf. Familie  

Steigerung der Erwerbstätig-
keit; teilweise negative Effekte 
auf Arbeitsangebot von zweiten 
Verdienern im Paarhaushalt 

Prime pour 
l’emploi 
(Frank-
reich)  

Geringver-
diener (ab 
2006 auch 
Bezieher 
der Sozial-
hilfe) 

Steuergutschrift bei Entlohnung 
bis zum 1,4-fachen des Min-
destlohnes SMIC, max. zu ver-
steuerndes Einkommen von € 
12.383 bei Alleinstehenden, € 
24.765 bei Verheirateten; indi-
vidueller Verdienst mind. € 
3.507, max. € 16.364 bei Al-
leinstehenden, € 24.927 bei 
Verheirateten; Entzugsrate: 
5,5 bis 15%   

4,6 bis 11,5% des Einkom-
mens, max. € 531 für Allein-
stehende (2006/07 bis zu € 
696 bzw. 788); € 1.158 für 
Paar mit zwei Kindern (Ex-
pansion 2006/07 auf € 788 
bzw. 1.678)  

Hinweise auf negative Effekte 
auf verheiratete Frauen 

Sozialabga- Arbeitgeber Entlastung der Arbeitgeber Max. 26% Beitragsreduktion  Mehrere 110-440.000 neue Ar-
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Bezeich-
nung 

Zielgruppe Verdienstgrenzen und 
Transferentzugsraten  

Maximale Förderhöhe p.a.  Evaluation 

benentlas-
tung 
(Frank-
reich) 

von gering 
entlohnten 
Beschäftig-
ten 

vom Sozialbeiträgen bis zum 
1,6-fachen des Mindestlohnes 
SMIC 

beitsplätze im gering entlohnte 
Bereich, ohne Berücksichtigung 
der Gegenfinanzierung höhere 
Zahlen  

SPAK (Nie-
derlande) 

Arbeitgeber 
von gering 
entlohnten 
Beschäftig-
ten 

Entlastung der Arbeitgeber 
vom Sozialbeiträgen bis zum 
115% des gesetzlichen Min-
destlohnes (Übergangsleistung 
bei Überschreiten der Ober-
grenze) 

Absenkung der Arbeitskosten 
um max. 10% 

Unklare Effekte, Anzeichen für 
Ausweitung der Beschäftigung 
im gering qualifizierten Bereich  

Self Suffi-
ciency Pro-
gram (Ka-
nada)  

Alleinerzie-
hende nach 
einem Jahr 
Arbeitslo-
sigkeit 
(freiwilliges 
Experi-
ment)  

Einkommenszuschuss bei Ar-
beitsaufnahme für max. drei 
Jahre  

Hälfte der Differenz zwischen 
tatsächlichem und fiktivem  
Vollzeitverdienst, de facto 
etwa Verdoppelung des Ver-
dienstes  

Beschleunigter Übergang in 
Erwerbstätigkeit im Vergleich 
zur Kontrollgruppe während 
der Förderung 

Quellen: eigene Zusammenstellung nach OECD 2003, Kaltenborn/Knerr 2006, Kaltenborn et al. 2006 und nationalen 
Quellen.  
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TABELLE 3: Monatseinkommen von Hartz-IV- und Erwerbstätigenhaushalten in EUR   

Alleinerziehende, ein Kind (4 
Jahre) 

2 Erwachsene, 2 Kinder unter 
14 Jahren 

Empfänger 
von Arbeits-
losengeld II 
plus ein 400-

Euro-Job 

Verkäuferin 
Lebensmit-

teleinzelhan-
del mit Be-

rufs-
ausbildung, 

Vollzeit 

Arbeitslosen-
geld II plus 

ein 400-Euro-
Job 

Ein Verdie-
ner, Geselle 

im Handwerk, 
Vollzeit 

  West       Ost West Ost West Ost West Ost
Regel-
leistung 

592 592     1070 1027     

Wohn-
kostenhilfe/  
-geld 

317         272 31 438 380 58 132

400-Euro-
Job (an-
rech-
nungsfreier 
Betrag) 

160 160     160 160    

Lohn 
(Brutto) 

    1722 1280     2075 1466 

Steuern; 
Sozialabga-
ben 

    -533 -321     -502 -319 

Kindergeld     154 154     308 308 
Einkommen 1069        1024 1343 1144 1668 1567 1939 1587

Quellen: Brenke 2006. 
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TABELLE 4: Handlungsalternativen 

Ergebnis Strategie Mindest-
lohn 

Mindest-
sicherung 

Kombilohn 
Flexibilität 
und Un-
gleichheit 
der Löhne 

Erwerbs-
integra-
tion der 
Gering-
qualifi-
zierten 

Lang-
zeitar-
beitslo-
sigkeit  

Öffentliche 
Ausgaben 

Angelsäch-
sisches Mo-
dell  

Niedrig       Niedrig Großzügige
Steuergut-
schriften für 
Geringver-

diener 

Groß Stark Niedrig Hoch für
Steuergut-

schriften und 
Arbeitsgele-
genheiten 

Kontinental-
europäi-
sches Bezu-
schus-
sungsmodell  

Hoch  Hoch Arbeitge-
berseitige 
Entlastun-
gen + be-
grenzte 

Steuergut-
schriften 

Gering Mäßig Hoch  Hoch für Ent-
lastung der 
Arbeitgeber 

und teilweise 
öffentliche 

Beschäftigung 

Alimentie-
rungsmodell  

Hoch  Hoch Evtl. be-
grenzte Zu-
schüsse für 
Arbeitgeber 
und Arbeit-

nehmer 

Gering Schwach Hoch  Hoch für 
Transferleis-

tungen 

Aktivierung 
nach Hartz 
IV  

Mäßig  Hoch Nicht erfor-
derlich 

Mäßig Stark  Niedrig  Anfänglich 
hoch für Ar-

beitsgelegen-
heiten 

 


